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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Mit der Überweisung eines Postulats Sommaruga (sp, BE) hat der Ständerat die
Regierung beauftragt zu prüfen, ob es sinnvoll wäre, mit der EU Verhandlungen über ein
Abkommen über die gegenseitig anerkannte regionaleuropäische Erschöpfung im
Patentrecht aufzunehmen. Mit einer solchen Regelung würde die Bestimmung
aufgehoben, dass nur offizielle Vertreiber patentrechtlich geschützte Waren
importieren dürfen. Diese Ausweitung der Zulassung von sogenannten Parallelimporten
auf patentgeschützte Güter würde nach Ansicht der Postulantin einen wesentlichen
Beitrag zur Senkung des hohen schweizerischen Preisniveaus leisten. In seinem gegen
Jahresende vorgestellten Bericht lehnte der Bundesrat derartige Verhandlungen ab.
Sein Hauptargument war, dass der bestehende Patentschutz und die damit
verbundenen Wettbewerbsbeschränkungen für die forschungsintensive schweizerische
Industrie (v.a. für die Pharmabranche) von überwiegender Bedeutung seien. 1

POSTULAT
DATUM: 22.11.2004
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurde die Diskussion über die Einführung des sogenannten Cassis-de-
Dijon-Prinzips (d.h. die volle Anerkennung der Zulassungsprüfungen anderer Länder,
auch wenn deren Vorschriften von den landeseigenen abweichen) weitergeführt. Die
Wettbewerbskommission sprach sich im April für den Warenverkehr mit der EU für
dieses Prinzip aus. Im Juni überwies der Ständerat eine Motion Hess (fdp, OW), welche
die einseitige Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU verlangt,
falls mit der EU keine Einigung erzielt werden kann. Unterstützung fand Hess auch bei
der Konsumentenschützerin Sommaruga (sp, BE). Diese führte ins Feld, dass unnötige
Sondervorschriften der Schweiz (z.B. bezüglich Deklaration) dazu führten, dass die
importierten Produkte durch die ausländischen Produzenten speziell verpackt werden
müssen. Damit werden Parallelimporte verunmöglicht, und die offiziellen Importeure
nützten diese Marktbeherrschung auf dem kaufkräftigen schweizerischen Markt zu
massiven Preiszuschlägen aus. Gemäss Sommaruga könnten, wo sich aus Gründen der
Gesundheitspolitik oder des Tierschutzes die Respektierung der strengeren
schweizerischen Normen aufdränge, Ausnahmen vom Prinzip erlaubt werden. Der
Bundesrat war zwar mit der Annahme der Motion einverstanden, wies aber auch darauf
hin, dass eine einseitige Einführung dieses Prinzips nicht unproblematisch wäre. So
würden etwa einheimische Produzenten benachteiligt, welche sich im Inland weiterhin
an die schweizerischen Sondervorschriften halten und im Export aber zusätzlich die
EU-Vorschriften respektieren müssten. 2

MOTION
DATUM: 02.06.2005
HANS HIRTER

Auf Antrag seiner Rechtskommission gab der Ständerat zwei parlamentarischen
Initiativen von Sommaruga (sp, BE) und Bonhôte (sp, NE) für einen Ausbau des
Konsumentenschutzes bei Internetkäufen und telefonisch abgeschlossenen
Geschäften Folge. Die Initianten wollten insbesondere ein ähnliches Widerrufsrecht
einführen, wie es bei Haustürverkäufen besteht. Der Nationalrat schloss sich jedoch
diesem Entscheid nicht an. Die Mehrheit seiner Rechtskommission berief sich auf die
Eigenverantwortung des Konsumenten. Sie hielt die Gefahr einer unzulässigen
Beeinflussung und Druckausübung durch die Verkäufer für unbedeutend, da diese
anders als bei Haustürverkäufen die Kunden nicht persönlich zu einem
Geschäftsabschluss drängen können. Gegen den Widerstand der Linken gab der
Nationalrat den beiden Initiativen mit 90 zu 66 resp. 95 zu 69 Stimmen keine Folge. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2008
HANS HIRTER

Im Herbst beantragte der Bundesrat eine Teilrevision des Bundesgesetzes über den
unlauteren Wettbewerb (UWG). Es geht dabei um bessere Möglichkeiten zur
Bekämpfung einzelner Missstände bei geschäftlichen Angeboten. So sollen
insbesondere täuschende und irreführende Praktiken von Firmen, welche Einträge in
Branchenregister und ähnliches anbieten, unterbunden werden. Auch gegen
Verkaufsmethoden nach dem so genannten Schneeballprinzip soll neu mit dem UWG
vorgegangen werden können. Käufer von Waren und Dienstleistungen sollen zudem
besser vor unfairen Bestimmungen in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.09.2009
HANS HIRTER
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geschützt werden. Schliesslich soll auch die Klageposition des Bundes verbessert
werden. Dieser könnte in Zukunft nicht nur dann eine in der Schweiz tätige Firma
einklagen, wenn durch deren unlauteres Geschäftsgebaren der Ruf der Schweiz im
Ausland gefährdet ist, sondern auch dann, wenn KMU und Konsumenten im Inland
geschädigt werden. Da heute derartige Delikte oft im Internet und in
grenzüberschreitendem Rahmen begangen werden, soll via Amtshilfebestimmungen
auch die Zusammenarbeit mit den Behörden anderer Staaten ausgebaut werden. Mit
dem Argument, dass dies auch vom Bundesrat in dieser UWG-Revision vorgeschlagen
werde, gab der Nationalrat einer vom Ständerat angenommenen parlamentarischen
Initiative Sommaruga (sp, BE: 06.489) für ein Verbot von unfairen Bestimmungen in den
Allgemeinen Geschäftsbedingungen keine Folge. 4

1) AB SR, 2004, S. 270 f.; TA, 4.12.04.
2) TA, 16.2. und 22.4.05.
3) AB SR, 2008, S. 369 ff.; AB NR, 2008, S. 1785 ff.; NZZ, 26.5.08; TA, 9.8.08.
4) BBl, 2009, S. 6151 ff; AB SR, 2009, S. 636 f.; AB NR, 2009, S. 1645 ff.
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